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1. Planungsanlass 

Die M&M Bioenergie Zehnte GmbH (nachfolgend Vorhabenträger) hat bei der Stadt 
Wriezen die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans beantragt. Der 
dazu einbezogene Geltungsbereich umfasst die Flurstücke (ganz oder in Teilflächen) 
92/1, 395, 396, 397, 398, 412, 413, 414, 415, 416, 449, Flur 2, Gemarkung Eichwerder. 

In diesem Zusammenhang ist dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB folgend 
die Vereinbarkeit mit den Darstellungen des Flächennutzungsplans zu prüfen. 

Die Stadt Wriezen verfügt über einen genehmigten und wirksamen 
Flächennutzungsplan. Dieser stellt den Geltungsbereichs als Gewerbliche Bauflächen 
dar. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Biogasanlage Thöringswerder“ lässt sich 
somit nicht aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickeln. 

Die deshalb erforderliche Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im 
Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB. Damit wird dem Entwicklungsgebot nach    
§ 8 Abs. 2 Rechnung getragen.   

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Biogasanlage 
Thöringswerder“ erfolgt eine Anpassung der Darstellung für den etwa 4,7 ha großen 
Geltungsbereich als sonstiges Sondergebiet „Energiegewinnung aus Biomasse“ (EB).   

Entsprechend hat die Stadtverordnetenversammlung in seiner Sitzung am 21.03.2024 
den Aufstellungsbeschluss für die Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich 
„Biogasanlage Thöringswerder“ gefasst.  
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2. Planungsbindungen 

2.1 RECHTSGRUNDLAGEN 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S 
3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 394) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 176) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. 
I S. 1802)  

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) 

o Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 15. November 
2018 (GVBl. I Nr. 39), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. September 2023 (GVBl.I/23, 
[Nr. 18]) 

o Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz – BbgNatSchAG) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 3]), zuletzt geändert durch Artikel 
19 des Gesetzes vom 5. März 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 9], S.11) 

o Hauptsatzung der Stadt Wriezen in der aktuellen Fassung 
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2.2 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Dabei sind 
die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfassende Pläne 
oder Programme aufzustellen.   

Folgenden Rechtsgrundlagen unterliegen die Planungen und Maßnahmen der Stadt 
Wriezen: 

• Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) 

• Gesetz zu dem Staatsvertrag der Länder Berlin und Brandenburg über das 
Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und die Änderung des 
Landesplanungsvertrags vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I S. 235) 

• Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-
Brandenburg (LEP HR) vom 29. April 2019 (GVBI. II - 2019, Nr. 35), in Kraft 
getreten am 1. Juli 2019 

Aus ihnen werden die Grundsätze, Ziele und sonstige Erfordernisse der Raumordnung 
abgeleitet. 

Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sind gemäß § 3 Nr. 6 ROG solche, durch 
die die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird. Daraus 
resultierend sind der Umfang einer Biogasanlage, die Standortsbedingungen und die 
vorhersehbaren Auswirkungen auf die Funktion des Raumes entscheidend für eine 
gegebene Raumbedeutsamkeit. 

Die geltende Rechtsprechung sieht dies regelmäßig als gegeben, wenn durch die 
Auswirkungen der Planung, aufgrund ihrer Dimension auf Grund von 
Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung, über den unmittelbaren Nahbereich 
hinausgehen. 

Gemäß dem LEPro 2007 § 2 Abs. 3 wird dem Ausbau neuer Wirtschaftsfelder im 
ländlichen Raum eindeutig zugesprochen.  

Dazu zählt die europaweite und nationale Neuausrichtung auf die Erzeugung 
regenerativer Energien (Windenergie, Solarenergie, Biomasse).  

Im Anhang 2 zum Umweltbericht des LEPro2007 wird die positive Auswirkung auf Klima 
und Luft durch die Förderung regenerativer Energien in ländlichen Räumen 
hervorgehoben. 

„Durch die Neuausrichtung der Landwirtschafts- und Energiepolitik auf europäischer 
und nationaler Ebene verschiebt sich die Bedeutung der ländlich geprägten Räume von 
der Primärproduktion von Nahrungsmitteln auf die Erzeugung regenerativer Energien 
(Windenergie, Solarenergie, Biomasse) […]“ (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007) 
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Die wesentlichen Wertschöpfungspotenziale der ländlichen Räume sollen 
zukunftsweisend durch „technologische Innovationen und daran anknüpfende 
Produktionspotenziale insbesondere in den Technologiebereichen der Energie […] 
erschlossen und weiterentwickelt werden“. (Begründung zu § 2 zu (3); LEPro 2007) 

Auch gemäß dem LEP HR 2019 wird hinsichtlich der Klimaschutzziele den erneuerbaren 
Energiearten (Windenergie, Biomasse, Solarenergie) eine besondere energiesichernde, 
wirtschaftliche und klimaneutralisierende Bedeutung zugesprochen.  

Laut des Grundsatzes 8.1 des LEP HR sollen, um die Klimaschutzziele der 
Bundesregierung zu erreichen, erneuerbare Energien besonders entwickelt und 
gefördert werden.  

 
Abbildung 1: Ausschnitt aus dem LEP HR (Planungsraum rot markiert) 

Für den Geltungsbereich des in Rede stehenden Bauleitplans sind in der 
Festlegungskarte des LEP HR keine flächenbezogenen Festsetzungen (i.S.v. 
beachtenspflichtigen Zielen) getroffen worden. 

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung teilte mit Stellungnahme vom 
16.10.2024 mit, dass mit der Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich 
„Biogasanlage Thöringswerder“ keine Ziele der Raumordnung entgegenstehen. 
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Hochwasserrisikogebiet 

Das Plangebiet befindet sich vollständig in einem Hochwasserrisikogebiet gemäß §78b 
WHG, hier: Hochwasserrisikogebiet HQ 200 (Hochwasser mit niedriger 
Wahrscheinlichkeit; voraussichtliches Wiederkehrintervall mindestens alle 200 Jahre 
oder bei Extremereignissen) 

 

 
3. Entwicklungsziele der Flächennutzungsplanänderung 

Der Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans wird derzeit als 
„Gewerbliche Bauflächen“ dargestellt. 

Mit der Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt eine Anpassung der Darstellung 
für den etwa 4,7 ha großen Geltungsbereich als sonstiges Sondergebiet 
„Energiegewinnung aus Biomasse“ (EB).   

Für den Änderungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Wriezen ergibt sich folgende Flächenbilanz: 

Darstellung im Flächennutzungsplan Bestand Planung 

Gewerbliche Bauflächen 4,7 ha 0 ha 

Sonstiges Sondergebiet EB 0 ha 4,7 ha 
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4. AUSWIRKUNGEN DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG  

Die Darstellung eines sonstigen Sondergebietes entfaltet auf der Ebene des 
Flächennutzungsplans keine unmittelbaren Wirkungen auf den Natur- und 
Landschaftshaushalt. Es werden jedoch die planungsrechtlichen Grundlagen für die 
Wiederinbetriebnahme und Erweiterung der bestehenden Biogasanlage geschaffen. 

Die geplante Darstellung eines sonstigen Sondergebietes steht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Biogasanlage 
Thöringswerder“.  

Es besteht die Möglichkeit, die schwerpunktmäßige Ermittlung bestimmter 
Umweltauswirkungen einer nachfolgenden Planungsebene zuzuordnen 
(Abschichtung). Eine angemessene und abschließende Konfliktbewältigung der zu 
erwartenden Auswirkungen ist auf der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht 
zweckmäßig. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen sind die mit der 
Aufstellung der Änderung des Flächennutzungsplans im Vernehmen mit dem 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan mögliche Flächeninanspruchnahme sowie die 
vorhersehbaren bau-, anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen des geplanten 
sonstigen Sondergebietes auf die zu untersuchenden Schutzgüter. 

Die Prüfung der Wirkung der geplanten Flächennutzungsplanänderung auf die 
Schutzgüter des Untersuchungsraums lässt sich aufgrund der bestehenden 
Zusammenhänge beider Bauleitplanverfahren auf die Änderung des 
Flächennutzungsplans übertragen. 
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